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Sachsen-Anhalt fordert Milliarden für
besseren Katastrophenschutz!

Sachsen-Anhalt fordert Investitionen im
Bevölkerungsschutz und bessere Waldbrandstrategien.

Kommunen benötigen finanzielle Unterstützung.

Sachsen-Anhalt, Deutschland - In den letzten Jahren hat sich
die Lage beim Katastrophenschutz in Deutschland zunehmend
verändert. Die Bedrohung durch Waldbrände ist nicht nur ein
lokales, sondern auch ein nationales Problem. Heute, am 17. Juli
2025, stellen mehrere Bundesländer und Experten die
Dringlichkeit von Investitionen in die Waldbrandbekämpfung und
den Bevölkerungsschutz heraus. Besonders die Innenministerin
von Sachsen-Anhalt, Tamara Zieschang, fordert die
Bundesregierung auf, den Kommunen mehr Unterstützung
zukommen zu lassen.

Zieschang setzt sich für gezielte Maßnahmen ein, um die
Infrastruktur zur Waldbrandprävention zu stärken. Dazu gehört



unter anderem der Vorschlag, dass Notstromaggregate bei
Baumaßnahmen an Schulen installiert werden. Diese
Institutionen sollen im Katastrophenfall als stabile Anlaufpunkte
dienen. Doch nicht nur in Sachsen-Anhalt ist die Situation
angespannt. Kommunen aus ganz Deutschland haben erhöhten
Finanzbedarf signalisiert, um die Sicherheit der Bevölkerung zu
gewährleisten.

Einheitlicher Kampf gegen Waldbrände

Die länderübergreifende Kooperation zwischen verschiedenen
Hilfsorganisationen wie dem Technischen Hilfswerk (THW), der
Feuerwehr und der Polizei schlägt Wellen. Konkrete Maßnahmen
werden gefordert, um die digitale Vernetzung und die
Schutzraumplanung zu verbessern, was besonders in den
ländlichen Regionen von großer Bedeutung ist. Auch in
Nordrhein-Westfalen zeigt sich eine unzufriedene Situation: Laut
einer Befragung des WDR-Magazins Westpol bewerten nur zwei
von 18 kreisfreien Städten die personellen und finanziellen
Mittel für ihren Waldbrandschutz als „ausreichend“. Die
Unzufriedenheit über die Unterstützung des Landes in dieser
Hinsicht ist spürbar.

Einige Kreise wie Wuppertal und der Rheinisch-Bergische Kreis
heben die Notwendigkeit zur Verbesserung der Infrastruktur
hervor. Wuppertal fordert finanzielle Mittel für
Löschwasserinfrastruktur, während der Rheinisch-Bergische
Kreis den Ausbau von Luftunterstützung für die
Brandbekämpfung anmahnt. Mit der steigenden Brandgefahr,
die durch die Klimaveränderungen noch intensiver wird,
wachsen auch die Ansprüche der betroffenen Kommunen an
landesweit koordinierte Kampagnen zur Aufklärung der
Bevölkerung.

Forschung und Innovation im Dienste des
Waldschutzes



Im Zuge der Bemühungen um mehr Sicherheit spielt auch die
Forschung eine entscheidende Rolle. Das Climate Action
Research Lab (CARL) der Universität Freiburg untersucht aktiv
Strategien zur Dekarbonisierung und Anpassung an die Folgen
des Klimawandels. Unter der Leitung von Dr. Moritz Wussow
wird dort evaluiert, wie wirksam unterschiedliche
Schutzmaßnahmen sind und welche technologischen
Innovationen zur Waldbrandvorsorge beitragen können. Diese
multidisziplinäre Forschungsgruppe arbeitet eng mit
internationalen Institutionen zusammen, um die besten
Lösungen zu finden.

Die Unterstützung von Experten ist also unerlässlich, um den
Herausforderungen des Klimawandels und den damit steigenden
Waldbrandgefahren zu begegnen. Die Forderungen nach einem
schnellen Handeln werden immer lauter, denn die Zeit drängt.
Politische Entscheidungsträger sind aufgefordert, jetzt zu
handeln, um die notwendigen Mittel für einen effektiven
Katastrophenschutz bereitzustellen.
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